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Motivation & Hintergründe 
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Motivation & Hintergründe I  
Umsetzung RL 2014/94/EU: Der nationale 
Strategierahmen „Saubere Energie im Verkehr“  
bmvit, in Zusammenarbeit mit BMLFUW, BMWFW, 9 Bundesländern, ÖStB, GB 
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Im Jahr 2050 will Österreich einen 
weitgehend CO2-neutralen Verkehrssektor erreichen.  

... im Straßenverkehr durch den Umstieg auf Null- und 
Niedrigstemissionsfahrzeuge auf Basis von erneuerbarer Energie. 

Die österreichische Verkehrspolitik setzt vor allem auf die Elektrifizierung der 
Verkehrsträger als Baustein für ein modernes und effizientes Gesamtverkehrssystem. 



Motivation & Hintergründe II 
Infrastruktur bereitstellen und Ausbau vereinfachen 
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Förderung des Aufbaus öffentlich zugänglicher & Heim- Ladestationen 
(aus E-Mobilitätspaket 2017/18 mit BMLFUW) 

 
Für Alltagstauglichkeit sorgen & Rahmenbedingungen vereinfachen 
• Zugang zur Infrastruktur erleichtern & Barrieren für den Ausbau kontinuierlich 

identifizieren und abbauen; 
• Planungs- und Investitionssicherheit für Unternehmen; 

 
 

 
 



Infrastruktur: Genehmigungen 
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Status Quo  
Übersicht 
Genehmigungen 
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https://www.bmvit.gv.at/verkehr/elektromobilitaet/downloads/eTankstelle_leitfaden_private.pdf 
https://www.bmvit.gv.at/verkehr/elektromobilitaet/downloads/eTankstelle_leitfaden_betriebe.pdf  

https://www.bmvit.gv.at/verkehr/elektromobilitaet/downloads/eTankstelle_leitfaden_private.pdf
https://www.bmvit.gv.at/verkehr/elektromobilitaet/downloads/eTankstelle_leitfaden_betriebe.pdf


Infrastruktur I 
Private Infrastruktur 
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Einfamilienhäuser: 
• Baurechtlich ggf. relevant, in vielen Bundesländern genehmigungsfrei oder 

melde/anzeigepflichtig; 
• Ansonsten wenig bürokratische Hürden; 

 
Mehrparteienhäuser: 
• Baurechtlich ggf. relevant, in vielen Bundesländern genehmigungsfrei oder 

melde/anzeigepflichtig; 
• Hohe bürokratische Hürden, unklare Regelungen zur Errichtung einer 

Ladestationen am eigenen Stellplatz (oftmals müssen alle Miteigentümer 
zustimmen, etc.); 
 

 

 
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Infrastruktur II 
Gewerbliche Infrastruktur 
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Rechtsvorschrift: 
• Der Betrieb von Stromtankstellen ist keine Tätigkeit, die als Betrieb eines 

Elektrizitätsunternehmens im Sinne des § 7 Abs. 1 Z11 ElWOG zu qualifizieren 
ist. Solche Stromtankstellen unterliegen daher, sofern sie gewerbsmäßig 
betrieben werden, dem Anwendungsbereich der GewO 1994; 

• Gewerbliches Berufsrecht ist relevant (Gewerbeschein); 
 
Betriebsanlagenrecht - Genehmigungspflicht: 
• Vereinfachung des Genehmigungsverfahren im Protokoll der 

Gewerbereferententagung 2016 festgehalten und veröffentlicht.  
• Standardfall sollte sein, dass generell keine Betriebsanlagengenehmigung 

notwendig ist. 
 
 

 

  

Vorführender
Präsentationsnotizen
Zum Berufsrecht:
Wenn der/die Betreiber/in bereits ein Gewerbe angemeldet hat, so ist der Betrieb einer E-Ladestation
als allgemeines Nebenrecht (§ 32 Abs. 1 Z 10 GewO) eingeschlossen. Jedenfalls umfasst ist der
Betrieb von E-Ladestationen auch vom freien Gewerbe „Tankstellen“ (§ 157 GewO).
Sollte noch kein Gewerbe angemeldet sein, so ist ein eigenes freies Gewerbe anzumelden.



Infrastruktur III 
Öffentlich zugängliche Infrastruktur 
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Definition aus RL 2014/94/EU: 
… ist ein Ladepunkt … zu dem alle Nutzer aus der Union nichtdiskriminierend 
Zugang haben. Der nichtdiskriminierende Zugang kann verschiedene Arten der 
Authentifizierung, Nutzung und Bezahlung umfassen; 
 
Technische Standards (Typ 2 bis 22 kW, CCS ab 22 kW);  

 
Diskriminierungsfreier Zugang: 
• Alle öffentlich zugänglichen Ladepunkte müssen den Nutzern von 

Elektrofahrzeugen auch das punktuelle Aufladen ermöglichen, ohne dass ein 
Vertrag mit dem betreffenden Elektrizitätsversorgungsunternehmen oder 
Betreiber geschlossen werden muss.  

 

 

 

 

  Theorie Praxis 



Offene Fragestellung 
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Im Wohnrecht 
Szenario Mehrparteienhäuser 
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2017 2035 2050 
~0,3% E-PKW > 50% E-PKW > 98% E-PKW 

99,9% Bestandsbauten >80% Bestandsbauten (?) >70% Bestandsbauten (?) 

• Einstimmigkeitsprinzip als unüberwindbare 
Barriere für Einzelausrüstung (early 
adopter). 

• Mehrheitsbeschlüsse für die Ausstattung 
des gesamten Gebäudes als nützliche 
Verbesserung (§29 WEG) wenig realistisch. 

• Einzelausrüstung wenig sinnvoll – 
Lademanagement zwingend erforderlich (muss 
bereits zeitnah Standard werden). 

• Mehrheitsbeschlüsse für die Ausstattung des 
gesamten Gebäudes als nützliche Verbesserung 
(§29 WEG) realistisch. 

Der Neubau wird zunehmend gut mit Leerverrohrung abgedeckt. 
Trotz guter (zukünftiger) Ausstattung von Neubauten braucht es Lösungen für Bestandsbauten!  
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Vielen Dank! 
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